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Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die Wasserversorgung 

 der Grundstücke im Gebiet „Muggesfelde“ und „Segeberger Straße/Freudenberg“   
 (Wassergebührensatzung) 

 
 
 

Aufgrund § 4 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein und der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes Schleswig-Holstein, alle in der jeweils geltenden Fassung, sowie der Satzung der 
Gemeinde Nehms über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungsanlage und über 
die Abgabe von Wasser im Gebiet „Muggesfelde“ und“Segeberger Straße/Freudenberg“ wird 
die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Wasserversorgung im Gebiet „Muggesfel-
de“ und „Segeberger Straße/Freudenberg“ nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung vom 04.12.2017 erlassen: 
 

I. Abschnitt 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Gemeinde Nehms betreibt die Wasserversorgung als öffentliche Einrichtung zur Ver-

sorgung der Grundstücke mit Trink- und Brauchwasser im Gebiet Segeberger Straße, Am 
Freudenberg, Kühlkamper Weg, Schmiedeberg und Muggesfelder Straße im Ortsteil Freu-
denberg sowie Muggesfelder Straße und Mühlenweg im Ortsteil Muggesfelde. Das Versor-
gungsgebiet ist aus dem als Anlage zur Satzung beigefügten Plan ersichtlich. 
 

(2) Die Gemeinde Nehms erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für die 
Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Wasserversorgungsanlage (Wassergebühren) 
für die Grundstücke, die an diese öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen 
sind. 

 
II. Abschnitt 

 
§ 2 

Gebührenmaßstäbe 
 

Die Wassergebühr für die Wasserversorgung wird 
a) nach der Wassermenge bemessen, die der öffentlichen Wasseranlage entnommen 

wird (Verbrauchsgebühr) und 
b) nach der Zahl der an den einzelnen Anschluss angeschlossenen Wohn- und Betriebs-

einheiten berechnet (Grundgebühr).  
 
 

§ 3 
Gebührensatz 

 
(1) Die Verbrauchsgebühr berechnet sich nach der durch Wasserzähler ermittelten Wasser-

menge. Die Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m² Wasser. Die Verbrauchsgebühr be-
trägt 0,80 EUR (brutto) je m³ entnommenem Wasser. 

 
(2) Die Grundgebühr beträgt je angeschlossene selbständige Wohneinheit und je angeschlos-

sene Betriebseinheit monatlich 5,00 EUR (brutto). 
 
(3) Wird auf einem angeschlossenen Grundstück Bauwasser entnommen, ohne dass ein Was-

serzähler installiert ist, ist eine Pauschalgebühr in Höhe 100,00 EUR (brutto) zu entrichten. 
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§ 4 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer bzw. die Eigentümerin des Grundstücks; wenn ein 

Erbbaurecht bestellt ist, tritt an dessen Stelle der bzw. die Erbbauberechtigte des ange-
schlossenen Grundstücks. Gebührenpflichtige sind außerdem Nießbraucher oder sonstige 
zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamt-
schuldner. 

 
(2) Beim Wechsel des bzw. der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des 

auf den Übergang folgenden Monats auf den neuen Pflichtigen bzw. die neue Pflichtige 
über. Wenn der bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 9 Abs. 1) ver-
säumt, so haftet er bzw. sie für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der 
Mitteilung bei der Gemeinde entstanden sind, neben dem bzw. der neuen Gebührenpflichti-
gen. 

 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht jeweils zu Beginn eines Kalenderjahres, frühestens jedoch 
 

a) für die Grundgebühr mit dem 1. des Monats, der auf den Tag des betriebsfertigen An-
schlusses folgt und 

 
b) für die Zusatzgebühr mit dem Tage des betriebsfertigen Anschlusses. 
 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem der Anschluss an die Wasserver-
sorgungsanlage entfällt und der Gemeinde hiervon schriftlich Mitteilung gemacht worden 
ist. 

 
 

§ 6 
Heranziehung und Fälligkeit 

 
(1) Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid 

über andere Abgaben verbunden werden kann. 
 
(2) Die Gebühr wird nach der Menge des im vergangenen Kalenderjahr entnommenen Was-

sers vorläufig berechnet. Das vergangene Kalenderjahr wird gleichzeitig endgültig abge-
rechnet. Bestand für einen Anschluss im vergangenen Kalenderjahr keine Gebührenpflicht 
oder hat sich der Benutzungsumfang seitdem wesentlich geändert, wird die zugrunde zule-
gende Wassermenge geschätzt. Bei Beendigung der Gebührenpflicht für einen Anschluss 
oder bei einem Wechsel des Gebührenpflichtigen wird unverzüglich die entnommene Was-
sermenge ermittelt und abgerechnet. 

 
(3) Die Gebühr wird in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. fällig. 

Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Vierteljahresbeträge sind innerhalb des näch-
sten Jahres zu den angegebenen Zeitpunkten solange zu zahlen, wie der neue Bescheid 
noch nicht erteilt worden ist. 

 
(4) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb von 

14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Beendigung 
der Gebührenpflicht endgültig festgestellte Abrechnungsbeträge sind innerhalb von 14 Ta-
gen nach Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. Dasselbe gilt für die Abrechnung 
von Schätzungen. 
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(5) Die Gebühr für Bauwasser ist binnen 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides zu zah-

len. 
 
 

§ 7 
Mehrwertsteuer 

 
Die in dieser Satzung festgesetzten Gebühren sind Bruttobeträge, etwaige Mehrwertsteueran-
teile sind darin enthalten. 

 
III. Abschnitt 

 
§ 8 

Auskunfts- und Duldungspflicht 
 

(1) Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist.  
Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom  Ver-
äußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

 
(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beeinflus-

sen (z.B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermess-
vorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich an-
zuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, ge-
ändert oder beseitigt werden. 

 
 Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betre-

ten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung festzustellen oder zu überprü-
fen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach § 8 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten nach 
§ 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 

 
 

§ 10 
Datenverarbeitung 

 
(1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezoge-
nen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufs-
rechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekannt geworden 
sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und 
des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von 
den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabener-
hebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

 
(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefalle-

nen und anfallenden personenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasser-
verbrauchsdaten für Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden 
und weiterzuverarbeiten. 
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(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung durch eines Dritten be-
dient oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist 
die Gemeinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgabenpflichtigen und zur Festset-
zung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und grund-
stücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen zu las-
sen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung weiterzu-
verarbeiten. 

 
(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von 

nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit 
den für die Abgabenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und die-
se Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und wei-
terzuverarbeiten.  

 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 30.12.2017 in Kraft.  

 
 

Nehms, 04.12.2017     
gez. Ernst-August Lawerentz 
Der Bürgermeister 
 


